
waren. Diese analysierten vor allem die Beschlüsse der 
Konfliktkommissionen zur materiellen Verantwortlich­
keit der Werktätigen8.
In diesem Beitrag ist es nicht möglich, im einzelnen 
zu den Ergebnissen der Plenartagungen der Bezirksge­
richte Stellung zu nehmen. Zusammenfassend läßt sich 
jedoch einschätzen, daß durch die Koordinierung der 
Tätigkeit der Bezirksgerichte mit der des Obersten 
Gerichts die auf diesem Gebiet des Arbeitsrechts er­
strebten Ziele erreicht wurden. Die Präsidien der Be­
zirksgerichte bereiteten die Materialien für die Plenar­
tagungen sehr gründlich vor. So schufen sie die Voraus­
setzungen für ein gutes Gelingen der Tagungen, auf 
denen neben Mitgliedern des Plenums auch Schöffen, 
Mitglieder von Konfliktkommissionen und Wirtschafts­
funktionäre zu Wort kamen.
Die Vorbereitung der Plenartagungen der Bezirksge­
richte vermittelte auch einen Überblick über die Ar­
beitsweise der Gerichte, die teilweise zu kritischen Be­
merkungen Anlaß gab. Zugleich gingen von den Tagun­
gen Impulse zur Überwindung von Mängeln und zu 
einer höheren Effektivität der Arbeit aus. In Auswer­
tung der bevorstehenden Plenartagung des Obersten 
Gerichts kann deshalb gleichzeitig kontrolliert werden, 
in welchem Maße erforderliche Veränderungen bereits 
wirksam geworden sind.

Zur Tätigkeit des Senats für Arbeitsrechtssachen 
des Obersten Gerichts
Entsprechend den Festlegungen des Präsidiums des 
Obersten Gerichts wurden die meisten Bezirksgerichte 
bei der Vorbereitung bzw. Durchführung ihrer Plenar­
tagungen vom Senat für Arbeitsrechtssachen des Ober­
sten Gerichts unterstützt. Die Richter des Senats unter­
suchten während der 14-Tage-Einsätze in Bezirken und 
Kreisen Fragen der Leitungstätigkeit und der Recht­
sprechung zur materiellen Verantwortlichkeit der 
Werktätigen, sprachen mit Mitgliedern von Konflikt­
kommissionen, mit Richtern und Staatsanwälten sowie 
mit Wirtschaftsfunktionären und nahmen Verbindung 
zu den Rechtskommissionen der Bezirksvorstände des , 
FDGB auf.
Parallel dazu fanden Beratungen des Konsultativrates 
des Senats und mit den Vorsitzenden der Senate für 
Arbeitsrechtssachen der Bezirksgerichte statt. Hier 
wurde die Einschätzung der Rechtsprechung zur mate­
riellen Verantwortlichkeit erörtert, wie sie vom Senat 
in einem umfangreichen Material niedergelegt worden 
ist. Daraus wurden die Komplexe abgeleitet, die der 
weiteren Bearbeitung und Klärung bedurften. Demge­
mäß befaßten sich die Beratungen weiter mit der Dif­
ferenzierung des Schadenersatzbetrags, mit dem Ver­
zicht, mit der erweiterten materiellen Verantwortlich­
keit, mit der Funktion der materiellen Verantwortlich­
keit, mit dem Schadensbegriff, mit dem Wesen der 
Schuld im Arbeitsrecht und mit der Konzeption für 
ein Leitungsdokument des Plenums des Obersten Ge­
richts9.
Einige Schöffen des Senats untersuchten mit Unter­
stützung der Betriebsleiter und betrieblichen Gewerk­
schaftsleitungen in ihren Betrieben, wie Schäden am 
sozialistischen Eigentum aufgedeckt werden und wie 
die materielle Verantwortlichkeit gehandhabt wird.
Die derzeitige Statistik der gerichtlichen Tätigkeit in 
Arbeitsrechtssachen gibt vor allem Aufschluß über den 
Arbeitsanfall und die Erledigungsdauer der Verfahren. 
Aus ihr wird sichtbar, daß seit einigen Jahren im

8 Hierüber berichtet Hiemarm in der Tribüne-Beilage „Die 
Konfliktkommission“ Nr. 1 1970. S. 4.
9 Vgl. die Informationen in NJ 1969 S. 505 und 710 sowie
NJ 1970 S. 26.

Durchschnitt 21 % der Erledigungen Streitfälle über die 
materielle Verantwortlichkeit von Werktätigen betref­
fen. Bei den Konfliktkommissionen sind es zwischen 
39 und 42 % der Beratungen. Qualitative Aussagen las­
sen sich dagegen aus der Statistik kaum ableiten. Des­
halb wurden alle von den Kreisgerichten im 2. und 
3. Quartal 1969 erledigten Streitfälle über die materielle 
Verantwortlichkeit von Werktätigen zusätzlich ausge­
wertet und die Ergebnisse beim Senat auf Kerblochkar­
ten übertragen. Obwohl die Verwertung des umfang­
reichen und interessanten Materials dem Plenum des 
Obersten Gerichts Vorbehalten ist, kann jetzt schon ge­
sagt werden, daß es einige Thesen des Senats bekräf­
tigt, in anderen Fragen hingegen neue Erkenntnisse ge­
bracht hat. Die gewählte Form der Auswertung läßt 
viele Kombinationen zu, die nicht nur Aufschluß über 
rechtliche Fragen, sondern auch über die Leitungstätig­
keit, über soziologische Probleme und über die Wirk­
samkeit der gerichtlichen Tätigkeit geben. Die Grenzen 
der derzeitigen Arbeitsstatistik wurden hierbei noch 
deutlicher. Die Richter der Kreisgerichte haben mit viel 
Fleiß den Erfolg des Vorhabens wesentlich unterstützt. 
Allerdings ist eine derart umfassende qualitative Aus­
sage mit den vorhandenen Kräften und Mitteln nur für 
ein begrenztes Gebiet und für einen kurzen Zeitraum 
zu erreichen. Zu ständigen gründlichen Auswertungen 
müssen die Möglichkeiten der elektronischen Datenver­
arbeitung genutzt werden.
Schließlich bestanden in allen Phasen der Vorbereitung 
der Plenartagung enge Verbindungen zu wissenschaft­
lichen Institutionen, zu Gewerkschaftsvorständen und 
zentralen Staatsorganen, deren Erfahrungen eine wert­
volle Hilfe darstellten.

Zur Vorbereitung eines neuen Leitungsdokuments 
des Obersten Gerichts

Auf ein derart umfassendes Material gestützt, wird es 
dem Plenum des Obersten Gerichts möglich sein, über 
die wichtigsten Rechtsfragen zur materiellen Verant­
wortlichkeit der Werktätigen im Interesse der einheit­
lichen Anwendung der Rechtsvorschriften durch alle ge­
sellschaftlichen und staatlichen Gerichte zu beraten und 
zu entscheiden sowie zur Arbeitsweise der Gerichte 
Stellung zu nehmen.
Seit dem Inkrafttreten des Gesetzbuchs der Arbeit ist 
das die dritte Plenartagung des Obersten Gerichts, die 
sich mit der materiellen Verantwortlichkeit von Werk­
tätigen beschäftigt10. Auch das Präsidium des Ober­
sten Gerichts erörterte verschiedentlich diesen wichtigen 
Komplex. So wurden im Dezember 1969 Berichte der 
Direktoren der Bezirksgerichte Erfurt und Dresden ent­
gegengenommen. Dies zeigt die Kontinuität der Arbeit, 
in deren Mittelpunkt die Hauptfragen auf den einzel­
nen Rechtsgebieten stehen.
Das Plenum des Obersten Gerichts wird in seiner Ta­
gung im März 1970 die Richtlinie Nr. 14 vom 19. Sep­
tember 1962 durch ein neues Leitungsdokument erset­
zen können. Diese Richtlinie hat sich in mehr als sie­
ben Jahren bewährt und ist nicht nur den gesellschaft­
lichen und staatlichen Gerichten eine gute Hilfe gewe­
sen. Sie hat wesentlich zur einheitlichen Rechtsanwen­
dung beigetragen, und zwar auch durch die Betriebs­
leiter und leitenden Mitarbeiter, die zuerst mit Schä­
den am sozialistischen Eigentum konfrontiert werden 
und hierauf richtig reagieren müssen.
Seit dem Erlaß der Richtlinie Nr. 14 haben sich aber

W Vgl. neben der Richtlinie Nr. 14 des Plenums des Obersten 
Gerichts zur Anwendung der §§ 112 ff. GBA vom 19. Septem­
ber 1962 (NJ 1962 S. 607) den Bericht über die 4. Tagung des 
Plenums des Obersten Gerichts am 16. Dezember 1964 (NJ 1965 
S. 45 ff.), auf der über die Bekämpfung und Verhütung von 
Rerh!.Verletzungen im sozialistischen Handel beraten wurde.
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